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 ◆ EU-weite Ausschreibung nach VOB/A; 

Erweiterung Landratsamt Starnberg

Der Landkreis Starnberg weist darauf hin, dass 
am 18.05.2020 eine Bekanntmachung über die 
EU-weite Ausschreibung für untenstehende Leis-
tung an das Internetportal des Amtes für Veröf-
fentlichungen der Europäischen Union (http://si-
map.europa.eu) auf elektronischem Weg übermit-
telt wurde:

Erweiterung Landratsamt Starnberg; 

Sanierung Sickermulden (ELS_EU_30/20),

Offenes Verfahren

Es wird gebeten, entsprechende Informationen 
aus dieser Veröffentlichung zu entnehmen. Die 
Vergabeunterlagen sind in elektronischer Form auf 
der Vergabeplattform
https://www.subreport.de/E88844177 zum Down-
load bereit gestellt.

Starnberg, 22.05.2020
Landkreis Starnberg

 ◆ 5. Änderung der Geschäftsordnung des 

Kreistags des Landkreises Starnberg vom 

14.05.2020 

aufgrund von Art. 40 der Landkreisordnung für 
den Freistaat Bayern (Landkreisordnung - LKrO) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Au-
gust 1998 (GVBl. S. 826, BayRS 2020-3-1-I),  zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 22.3.2018 (GV-
Bl. S. 145), beschließt der Kreistag folgende Ände-
rung der Geschäftsordnung: 

§ 1

Die Geschäftsordnung des Kreistags des Landkrei-
ses Starnberg in der Fassung vom 28.07.2014, zu-
letzt geändert durch Änderungsgeschäftsordnung 
vom 18.12.2017, wird wie folgt geändert: 

1. § 33 Abs. 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

Die Mitglieder des Kreisausschusses werden vom 
Kreistag aufgrund der Vorschläge der Parteien und 
Wählergruppen nach dem Verfahren Sainte-Laguë/
Schepers ermittelt.

2. § 36 wird wie folgt neu gefasst: 

(1)
Der Kreistag bestellt als beschließende und vorbe-
ratende Ausschüsse einen Bauausschuss, einen 
Umweltausschuss, einen Ausschuss für Mobili-
tät, einen Ausschuss für Schule, Bildung und Kul-
tur sowie einen Sozialausschuss und als vorbera-
tenden Ausschuss einen Haushaltsausschuss. Die 
Ausschüsse bestehen jeweils aus dem Landrat als 
Vorsitzendem und 12 Kreisrätinnen und Kreisräten. 
Für die Bestellung der Kreisrätinnen und Kreisräte 
gilt § 33 Abs. 2 bis 5 entsprechend. Für die Einbe-
rufung der Ausschüsse ist § 32 dieser Geschäfts-
ordnung entsprechend anzuwenden; dies gilt für 
den Haushaltsausschuss mit der Maßgabe, dass 
insoweit abweichend von § 32 Satz 2 bereits ein 
entsprechender Antrag von 3 Mitgliedern des Aus-
schusses hinreichend ist.

(2)
Dem Bauausschuss obliegt die Vorberatung wich-
tiger (Hoch-) Baumaßnahmen des Landkreises in 
Planung und Ausführung. Er ist in diesem Rahmen 
auch befugt, zum Abschluss von bürgerlich-recht-
lichen und öffentlich- rechtlichen Verträgen und 
zur Vornahme sonstiger Rechtshandlungen bürger-
lich-rechtlicher und öffentlich- rechtlicher Art bis 
zu einer Wertgrenze von 600.000 € zu ermächti-
gen. 

(3)
Der Umweltausschuss beschließt in eigener Zu-
ständigkeit über die Stellungnahmen des Landkrei-
ses zu allen Maßnahmen der Raumordnung und 
der Landesplanung und zu Planfeststellungsver-
fahren, über die Einleitung eines Änderungsver-
fahrens einer Landschaftsschutzverordnung, über 
die Umsetzung von Projekten und Maßnahmen 
zum Klimaschutz und der Energiewende, die den 
Landkreis in seinem eigenen Wirkungskreis betref-
fen und nicht in die Zuständigkeit des Ausschus-
ses für Mobilität fallen, im Rahmen des Haushalts-
plans bis zu einer Wertgrenze von 150.000 € so-
wie über den Ankauf ökologischer Flächen bis zu 
einer Wertgrenze von 150.000 €. § 31 Satz 3 gilt 
entsprechend. 

Des Weiteren obliegt ihm die Vorberatung

1. über alle ökologisch bedeutsamen Maßnah-
men und Belange, die den Landkreis in seinem ei-
genen Wirkungskreis betreffen, insbesondere die 
Umsetzung von Projekten und Maßnahmen zum 
Klimaschutz und zur Energiewende und Fragen 
der nachhaltigen Entwicklung des Landkreises im 
Sinne der Agenda 21, soweit diese nicht in die Zu-
ständigkeit des Ausschusses für Mobilität fallen.

2. über Maßnahmen, die einen effi zienten und 
vorbildhaften Einsatz von Energie und Ressourcen 
zum Ziele haben, soweit diese nicht in die Zustän-
digkeit des Ausschusses für Mobilität fallen.

3. von Verordnungen über Landschaftsschutzge-
biete, soweit nicht bereits von Satz 1 erfasst, 

4. der Stellungnahmen des Landkreises zu Ent-
würfen von Rechtsverordnungen im Sinn des Art. 
52 Abs. 1 des Bayer. Naturschutzgesetzes, 

5. von Maßnahmen im Bereich der Abfallwirt-
schaft, soweit sie von grundsätzlicher Bedeutung 
sind,

6. zu Planungen neuer und Änderungen beste-
hender Kreisstraßen hinsichtlich deren Wirkung 
auf die landschafts- sowie naturschutzrechtlichen 
Belange

7. von Fragen der Energieversorgung in Einrich-
tungen des Landkreises unter besonderer Be-
rücksichtigung ökologischer Belange, soweit die-
se nicht in die Zuständigkeit des Ausschusses für 
Mobilität fallen.

(4)
Dem Ausschuss für Mobilität obliegt die Vorbe-
ratung über Angelegenheiten der verkehrlichen 
(Netz-) Gestaltung den Landkreis in seinem eige-
nen Wirkungskreis betreffend, insbesondere des 
öffentlichen Personennahverkehrs (ÖPNV) sowie 
des Straßen- und Radverkehrs. Er beschließt im 
Rahmen des Haushaltsplans bis zu einer Wert-
grenze von 150.000 €. § 31 Satz 3 gilt entspre-
chend.

Des Weiteren obliegt ihm insbesondere die Vorbe-
ratung grundsätzlicher Angelegenheiten des ÖP-
NV, der Erstellung und Änderung des Nahverkehr-
splanes, die Einrichtung neuer oder Einstellung be-
stehender Regionalbuslinien. 

(5)
Dem Ausschuss für Schule, Bildung und Kultur ob-
liegt die Vorberatung über sämtliche Schul-, Bil-
dungs- und Kulturangelegenheiten, die den Land-
kreis in seinem eigenen Wirkungskreis betreffen, 
soweit diese nicht in die Zuständigkeit des Ju-
gendhilfeausschusses (z.B. Jugendsozialarbeit an 
den Schulen), fallen. Er entscheidet im Rahmen 
des Haushaltsplans bis zu einer Wertgrenze in Hö-
he von 600.000 €. § 31 Satz 3 gilt entsprechend.

(6)
Der Sozialausschuss beschließt in grundsätzlichen 
und allgemeinen Angelegenheiten der Sozialhil-
fe (SGB XII) in eigener Zuständigkeit, soweit die 
Entscheidung nicht nach § 29 Abs. 1 und 2 dem 
Kreistag vorbehalten ist. Er beschließt ferner über 
freiwillige Zuschüsse des Landkreises für
sozile Maßnahmen, soweit nicht der Landrat oder 
der Jugendhilfeausschuss zuständig sind, im Rah-
men des Haushaltsplanes bis zu einer Wertgrenze 

von 150.000 €. § 31 Satz 3 gilt entsprechend. 
Des Weiteren obliegt ihm die Vorberatung in 
grundsätzlichen und allgemeinen Angelegenheiten 
des Vollzugs des SGB XII und des SGB II, soweit 
der Landkreis hierfür zuständig ist, sowie die Vor-
beratung des Einzelplans 4 (Sozialhilfe) des Haus-
haltsplans. 

(7)
Der Sozialausschuss, der Bauausschuss, der Um-
weltausschuss, der Mobilitätsausschuss, sowie 
der Ausschuss für Schule, Bildung und Kultur oder 
der jeweilige Vorsitzende bzw. die jeweilige Vor-
sitzende sollen in Angelegenheiten, die Menschen 
mit Behinderungen betreffen, einen Vertreter oder 
eine Vertreterin der Arbeitsgemeinschaft für Be-
hindertenfragen im Landkreis Starnberg –ARGE-/
Inklusionsbeirat für den Landkreis Starnberg hinzu-
ziehen. 

(8)
Dem Haushaltsausschuss obliegt die Vorberatung 

1. bei der Erstellung der Haushaltssatzung, insbe-
sondere des Haushaltsplans mit Bestandteilen und 
Anlagen, einschließlich einer etwaigen Nachtrags-
haushaltssatzung, 

2. der Bewilligung über- und außerplanmäßi-
ger Ausgaben, die im Einzelfall einen Betrag von 
168.000 Euro übersteigen, sowie sonstiger Maß-
nahmen, durch die im Haushaltsplan nicht vorge-
sehene Verbindlichkeiten des Landkreises entste-
hen können (§ 29 Abs. 2 Nr. 5 dieser Geschäfts-
ordnung). 

Der Landrat und/oder die oder der von dieser oder 
diesem dazu bestimmte Leiterin oder Leiter der 
Finanzverwaltung erstatten dem Haushaltsaus-
schuss zur Wahrnehmung seiner Aufgaben min-
destens zweimal jährlich Bericht über den Stand 
und die Entwicklung der Haushalts- und Finanzla-
ge des Landkreises.

§ 2

Die 4. Änderung der Geschäftsordnung des Kreis-
tags des Landkreises Starnberg tritt rückwirkend 
zum 01.05.2020 in Kraft. 

Starnberg, den 26.05.2020

Stefan Frey, Landrat

 ◆ Satzung über die Entschädigung für 

Kreisrätinnen und Kreisräte sowie weitere 

ehrenamtlich tätige Kreisbürgerinnen und 

Kreisbürger vom 14.05.2020

Der Kreistag des Landkreises Starnberg erlässt 
aufgrund der Art. 14a und 17 ff. der Landkreisord-
nung für den Freistaat Bayern (LKrO) i. d. F. der 
Bekanntmachung vom 22. August 1998 (GVBl. S. 
826, BayRS 2020-3-1-I) die folgende Satzung: 

§ 1 

(1) Die Kreisrätinnen und Kreisräte erhalten ei-
ne angemessene Entschädigung. Diese Entschä-
digung beträgt für den allgemeinen Mandatsauf-
wand monatlich 44,00 EUR. Kreisrätinnen und 
Kreisräte, die am elektronischen Kreistagsinfor-
mationssystem teilnehmen und Unterlagen aus-
schließlich in elektronischer Form abrufen, erhal-
ten eine zusätzliche monatliche Technikpauschale 
in Höhe von 22 Euro.
(2) Die Kreisrätinnen und Kreisräte erhalten zudem 
für Sitzungen des Kreistages, der Ausschüsse und 
der vom Kreistag oder einem Ausschuss einge-
setzten Arbeitsgruppen eine Entschädigung, wenn 
sie ausweislich der Niederschrift an der Sitzung 
teilgenommen haben. Die Sitzungsentschädigung 
beträgt für jeden Sitzungstag 55,00 EUR. Die Sit-
zungsentschädigung wird auch für bis zu 12 vorbe-
reitende Sitzungen der Fraktionen und ähnlichen 
Gruppierungen pro Jahr gewährt, die einer Sitzung 
des Kreistags, des Kreisausschusses oder der Sit-
zung eines weiteren Ausschusses vorausgehen.
(3) Für mehrere Sitzungen am gleichen Tag wird 
die Sitzungsentschädigung nur einmal gewährt.
(4) Etwa anfallende Reisekosten sind mit abgegol-
ten.

§ 2 

(1) Neben der Entschädigung nach § 1 wird den 
Kreisrätinnen und Kreisräte für jede Sitzung des 
Kreistages oder eines  Ausschusses im Sinne des 
§ 1 nach Maßgabe der Absätze 2, 3 und 4 Ersatz 
gewährt.
(2) Lohn- und Gehaltsempfängerinnen sowie 
Lohn- und Gehaltsempfänger erhalten für den 
durch die Teilnahme an der Sitzung entgangenen 
Lohn oder das Gehalt in voller Höhe Ersatz. Die 
Höhe des Verdienstausfalls ist jeweils durch eine 

Bescheinigung des Arbeitgebers nachzuweisen.
(3) Selbständig Tätige erhalten eine pauschale Ver-
dienstausfallentschädigung. Sie beträgt für jede 
angefangene Sitzungsstunde 24,00 EUR. Zu den 
Sitzungsstunden zählen auch je 30 Minuten vor 
Beginn und nach Beendigung der Sitzung.
(4) Personen, die keine Ersatzansprüche nach Ab-
satz 2 und 3 haben, denen aber im berufl ichen 
oder häuslichen Bereich durch die Teilnahme an 
Sitzungen ein Nachteil entsteht, der in der Regel 
nur durch das Nachholen versäumter Arbeit oder 
das Heranziehen einer Hilfskraft ausgeglichen wer-
den kann, erhalten eine Entschädigung. Wegen 
der Entschädigungshöhe gilt Absatz 3 Sätze 2 und 
3 entsprechend.

§ 3

Für Abordnungen durch den Landrat zu Veran-
staltungen und für die Wahrnehmung sonstiger 
Dienstgeschäfte erhalten die Kreisrätinnen und 
Kreisräte Reisekosten  und Tagegelder nach den 
Sätzen der Reisekostenstufe B des Bayer. Reise-
kostengesetzes in der jeweils gültigen Fassung. 
Es werden auch Fahrten von der Wohnung 

bzw. der Arbeitsstätte zum Veranstaltungsort 

ersetzt.
§ 4

Die Regelung in §§ 1 und 2 sind auf diejenigen 
Mitglieder in sonstigen, aufgrund besonderer ge-
setzlicher Regelung errichteter Ausschüsse, die 
keine Kreisrätinnen und Kreisräte sind, mit Aus-
nahme der Beamten und Angestellten im öffentli-
chen Dienst, die diesen Ausschüssen aufgrund ih-
res Amtes angehören, entsprechend anzuwenden. 
Die in Satz 1 genannten Beamten und Angestell-
ten erhalten Reisekosten und Tagegelder nach den 
für Beamte geltenden Vorschriften.

§ 5

(1) Im Falle der Vertretung des Landrats erhal-
ten die Stellvertreterin oder der Stellvertreter des 
Landrats und die weitere Stellvertreterin oder der 
weitere Stellvertreter des Landrats eine weitere 
Entschädigung von 110,00 EUR je Arbeitstag.
(2) Weitere Stellvertreterinnen und Stellvertreter 
des Landrats erhalten neben den Entschädigun-
gen nach §§ 1 und 2 eine monatliche Pauschalver-
gütung in Höhe von 476,00 EUR. Daneben wird 
für Fahrten mit dem privaten Kraftfahrzeug eine 
Wegstreckenentschädigung gemäß Art. 6 Abs. 1 
Satz 1 BayRKG gewährt.
(3) Die Vorsitzenden der im Kreistag bestehenden 
Fraktionen und ähnlichen Gruppierungen, die sich 
aus mindestens drei Kreistagsmitgliedern zusam-
mensetzen, erhalten eine amtsbezogene beson-
dere Entschädigung von 125,00 EUR, ihre ersten 
Stellvertreterinnen oder Stellvertreter von 60,00 

EUR  zusätzlich im Monat.
(4) Zur Deckung ihres Kostenaufwandes erhält je-
de Fraktion und Wählergruppe einen Kostenbei-
trag von 7,50 EUR pro Monat für jedes Mitglied.

§ 6

Die ehrenamtlich tätigen Bürgerinnen und Bürger 
des Landkreises erhalten für ihre Tätigkeit eine an-
gemessene Entschädigung. Diese beträgt für
 - die Leiterin oder den Leiter der Kreisbildstelle 

341,00 EUR monatlich,
 - die stellvertretende Leiterin oder den stellver-

tretenden Leiter der Kreisbildstelle 170,00 EUR 
monatlich,

 - die Kreisarchivpfl egerin oder den 
Kreisarchivpfl eger 249,00 EUR monatlich,

 - die Kreisjagdberaterin oder den Kreisjagdberater 
85,00 EUR monatlich,

 - die beiden Kreisheimatpfl egerinnen oder 
Kreisheimatpfl eger 341,00 EUR monatlich, zu-
sätzlich eines Kostenersatzes der nachgewiese-
nen Aufwendungen in pauschalierter Form,

 - die Vorsitzende oder den Vorsitzenden des 
Ausländerbeirates 170,00 EUR monatlich,

 - die übrigen ausländischen Mitglieder des 
Ausländerbeirates 68,00 EUR in Form einer 
jährlichen Aufwandspauschale und 20,00 EUR 
für jeden Sitzungstag, wenn sie ausweislich 
der Niederschrift an der Sitzung teilgenommen 
haben. Für mehrere Sitzungen am gleichen Tag 
wird die Sitzungsentschädigung nur einmal ge-
währt.

Reisekosten innerhalb des Landkreises sind damit 
abgegolten.

§ 7

(1) Diese Satzung tritt rückwirkend zum 1. Mai 
2020 in Kraft.
(2) Gleichzeitig tritt die Satzung über die Entschä-
digung für Kreisrätinnen und Kreisräte sowie wei-
tere ehrenamtlich tätige Kreisbürgerinnen und 
Kreisbürger vom 28.07.2014 außer Kraft.

Starnberg, 26. Mai 2020

Stefan Frey, Landrat
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 ◆ Allgemeinverfügung (Allgemeine Vorschrift 

im Sinne von Art. 3 Abs. 2 VO (EG) Nr. 

1370/2007) des Landkreises Starnberg über 

die Einführung eines 365-Euro-Ticket MVV 

für Schülerinnen, Schüler und Auszubildende 

zum 01.08.2020 als Höchsttarif

Hintergrund

Die Gremien der Münchner Verkehrs- und Tarifver-
bund GmbH (MVV GmbH) haben beschlossen, zum 
01. August 2020 im Münchner Verkehrs- und Tarif-
verbund (MVV) für Schülerinnen, Schüler und Aus-
zubildende ein 365-Euro-Ticket MVV mit verbund-
weiter Gültigkeit als Jahresticket einzuführen. Aus-
gangspunkt der Überlegungen für dieses neue An-
gebot war den Schülern und Auszubildenden ein 
preisgünstiges Angebot anzubieten, um zum einen 
diese Zielgruppe frühzeitig an den öffentlichen Per-
sonennahverkehr (ÖPNV) heranzuführen und zum 
anderen die Umwelt in Bezug auf den motorisierten 
Individualverkehr (MIV) zu entlasten. Nach Progno-
se der MVV GmbH kann es in Folge der Einführung 
dieses neuen Angebotes bei den Verkehrsunter-
nehmen, die den MVV-Gemeinschaftstarif anwen-
den, zu einem Rückgang der Fahrgeldeinnahmen 
im MVV kommen. Der Freistaat Bayern, die Lan-
deshauptstadt München sowie die Landkreise Bad 
Tölz-Wolfratshausen, Dachau, Ebersberg, Erding, 
Freising, Fürstenfeldbruck, München und Starnberg 
stellen eine angemessene Finanzierung sinkender 
Fahrgelderlöse im MVV-Gemeinschaftstarif, die aus 
der Umsetzung der Einführung des 365-Euro-Ticket 
MVV resultieren, sicher.
Um die europarechtskonforme Finanzierung der 
Mindereinnahmen im MVV-Gemeinschaftsta-
rif nach Einführung des 365-Euro-Ticket MVV si-
cherzustellen, werden als Grundlage für die Ausrei-
chung der Ausgleichsleistungen an die Verkehrsun-
ternehmen von den Aufgabenträgern im MVV für 
ihr jeweiliges Zuständigkeitsgebiet jeweils eine All-
gemeine Vorschrift im Sinne von Art. 3 Abs. 2 VO 
(EG) 1370/2007¹ in Form einer Allgemeinverfügung 
erlassen.
Die operative Abwicklung, die Berechnung des 
Ausgleichsbetrages und die Durchführung des Fi-
nanztransfers gegenüber den Verkehrsunterneh-
men im MVV erfolgt über die MVV GmbH auf Ba-
sis der „Finanzierungsrichtlinie 365-Euro-Ticket 
MVV“, die als Anlage 2 Bestandteil dieser Allge-
meinverfügung ist und von der Gesellschafterver-
sammlung der MVV GmbH am 12. Mai 2020 be-
schlossen wurde.
Auf der Grundlage von § 8a Abs. 1 Satz 2 Perso-
nenbeförderungsgesetz (PBefG) in Verbindung mit 
Art. 3 Abs. 2 VO (EG) 1370/2007 und Art. 8 Abs. 2 
des Gesetzes über den öffentlichen Personennah-
verkehr in Bayern (BayÖPNVG) erlässt der Land-
kreis Starnberg die nachstehende

VERORDNUNG (EG) Nr. 1370/2007 DES EURO-
PÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES vom 
23. Oktober 2007 über öffentliche Personenver-
kehrsdienste auf Schiene und Straße und zur Auf-
hebung der Verordnungen (EWG) Nr. 1191/69 und 
(EWG) Nr. 1107/70 des Rates (ABl. L 315/1) in der 
Fassung der Verordnung (EU) 2016/2338 DES EU-
ROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES 
vom 14. Dezember 2016 zur Änderung der Verord-
nung (EG) Nr. 1370/2007 hinsichtlich der Öffnung 
des Marktes für inländische Schienenpersonenver-
kehrsdienste (ABl. L 354/22).

Allgemeinverfügung

1. Das 365-Euro-Ticket MVV gemäß Anlage 1 wird 
im allgemeinen öffentlichen Personennahverkehr 
(ÖPNV) gemäß Art. 1 Abs. 2 Satz 1 BayÖPNVG ab 
dem 01. August 2020 – frühestens jedoch ab An-
zeige des geänderten MVV-Gemeinschaftstarifs 
gegenüber dem Bayerischen Staatsministerium für 
Wohnen, Bau und Verkehr und nach Zustimmung 
durch die Regierung von Oberbayern als zuständige 
Genehmigungsbehörden – als Höchsttarif für alle 
Auszubildenden im Sinne der Defi nition der bezugs-
berechtigten Personen des 365-Euro-Ticket MVV 
in Anlage 1 (im Folgenden Auszubildende genannt) 
im Sinne von Art. 3 Abs. 2 VO (EG) 1370/2007 
festgesetzt. Die hiermit verbundene gemeinwirt-
schaftliche Verpfl ichtung umfasst die Beförderung 
von Auszubildenden im gegenüber der bis zum 31. 
Juli 2020 geltenden Fassung des MVV-Gemein-
schaftstarifs (veröffentlicht am 14. August 2019) 
geänderten MVV-Gemeinschaftstarif. Der sachli-
che und geografi sche Geltungsbereich dieser All-
gemeinverfügung ist das Zuständigkeitsgebiet des 
Landkreises Starnberg in Bezug auf Verkehrsleis-
tungen im allgemeinen ÖPNV, für die der MVV-Ge-
meinschaftstarif nach Einführung des 365-Euro-Ti-
cket MVV Anwendung fi ndet. Das Zuständigkeits-
gebiet des Landkreises Starnberg umfasst sein 
geografi sches Gebiet.

2. Verkehrsunternehmen, die im geografi schen Gel-
tungsgebiet des MVV-Gemeinschaftstarifs Verkehrs-
leistungen im SPNV erbringen und den Höchsttarif 
anwenden, haben ab dem 01. August 2020 – frühes-
tens jedoch ab Anzeige des reformierten MVV-Ge-
meinschaftstarifs gegenüber dem Bayerischen 
Staatsministerium für Wohnen, Bau und Verkehr 
und nach Zustimmung durch die Regierung von 
Oberbayern als zuständige Genehmigungsbehör-
den – einen Anspruch auf Ausgleichsleistungen für 
die spezifi schen fi nanziellen Nachteile, die den Ver-
kehrsunternehmen aus der Einführung des 365-Eu-
ro-Ticket MVV erwachsen. Die Höhe der Ausgleichs-
leistungen richtet sich nach der Finanzierungsrichtli-
nie „365-Euro-Ticket MVV“ der MVV GmbH 
(Anlage 2). Die Ausgleichsleistung je Verkehrsunter-
nehmen ist auf den Betrag beschränkt, der dem fi -
nanziellen Nettoeffekt im Sinne von Ziffer 2 des An-
hangs der VO (EG) 1370/2007 aufgrund der Einhal-
tung der Tarifpfl icht nach Ziffer 1 entspricht.
3. Die Höhe der Ausgleichsleistung darf den fi nan-
ziellen Nettoeffekt der Summe aller positiven und 
negativen Auswirkungen der Erfüllung der gegen-
ständlichen gemeinwirtschaftlichen Verpfl ichtung 
des Verkehrsunternehmens bezogen auf die Ein-
haltung der Tarifpfl icht gemäß Ziffer 1 nicht über-
steigen. Die Verkehrsunternehmen sind verpfl ich-
tet, jährlich einen Nachweis darüber zu führen, dass 
die empfangenen Ausgleichsleistungen zu keiner 
Überkompensation im Sinne von Art. 4 und Art. 6 
Abs.1 in Verbindung mit dem Anhang der VO (EG) 
1370/2007 geführt haben. Das Verfahren zur Nach-
weisführung richtet sich nach Maßgabe der Finan-
zierungsrichtlinie „365-Euro-Ticket MVV“ der MVV 
GmbH (Anlage 2). 
4. Die Aufgabenträger im MVV (der Freistaat Bay-
ern, die Landeshauptstadt München, die Landkrei-
se Bad Tölz-Wolfratshausen, Dachau, Ebersberg, 
Erding, Freising, Fürstenfeldbruck, München und 
Starnberg) stellen gemeinsam zur Finanzierung 
des Ausgleichs nach Ziffer 2 aller Allgemeinverfü-
gungen einen Gesamtausgleichsbetrag bis zu ei-
ner Höhe von 30 Millionen Euro pro Jahr zur Ver-
fügung, der entsprechend der Finanzierungsrichtli-
nie 365-Euro-Ticket MVV (Anlage 2) fortgeschrieben 
wird; Details sind der Anlage 2 zu entnehmen. Die 
Landeshauptstadt München, die Landkreise Bad 
Tölz-Wolfratshausen, Dachau, Ebersberg, Erding, 
Freising, Fürstenfeldbruck, München und Starnberg 
stellen hiervon insgesamt einen anteiligen Finanzie-
rungsbetrag in Höhe von einem Drittel an der Ge-
samtfi nanzierung (Fortschreibung entsprechend An-
lage 2) zur Verfügung. Die Verteilung dieses Betra-
ges auf die Landeshauptstadt München und die 
Landkreise erfolgt nach Maßgabe der Finanzie-
rungsrichtlinie 365-Euro-Ticket MVV 
(Anlage 2). Der Landkreis Starnberg geht davon 
aus, dass der Gesamtausgleichsbetrag ausreicht, 
um den Verkehrsunternehmen einen angemesse-
nen Ausgleich für die spezifi schen Nachteile im 
MVV aus der Einhaltung der Tarifpfl icht zu gewäh-
ren und die fi nanzielle Nachhaltigkeit der Erbrin-
gung der Verkehrsleistung im Sinne von Art. 2a 
Abs. 2 b) VO (EG) 1370/2007 zu sichern. Sollte sich 
nach Einführung des 365-Euro-Ticket MVV zeigen, 
dass der Gesamtausgleichsbetrag hierfür nicht aus-
reicht, wird der Landkreis Starnberg gemeinsam 
mit den übrigen Aufgabenträgern im MVV geeig-
nete Maßnahmen (beispielsweise eine Anpassung 
des Gesamtausgleichsbetrags) prüfen, wie er der 
vorgenannten Zielsetzung gerecht werden kann.
5. Die objektive und transparente Aufstellung der 
Parameter, anhand derer die Ausgleichsleistung be-
rechnet wird, die operative Abwicklung der Ausrei-
chung der Ausgleichsleistungen, die Führung von 
Nachweisen durch die Verkehrsunternehmen und 
die Rückforderung von Ausgleichleistungen unter 
Einbindung der MVV GmbH richten sich nach der 
„Finanzierungsrichtlinie 365-Euro-Ticket MVV“ der 
MVV GmbH (Anlage 2). 
6. Diese Allgemeinverfügung ist am Tag nach der 
Veröffentlichung im Amtsblatt des Landkreises 
Starnberg bekanntgegeben (Art. 41 Abs. 4 Satz 4 
Bayerisches Verwaltungsverfahrensgesetz). Die 
Verpfl ichtung nach Ziffer 1 tritt jedoch erst einen 
Monat nach dem Tag in Kraft, an dem alle anderen 
Aufgabenträger im MVV (der Freistaat Bayern, die 
Landeshauptstadt München, die Landkreise Bad 
Tölz-Wolfratshausen, Dachau, Ebersberg, Erding, 
Freising, Fürstenfeldbruck und München) eine All-
gemeinverfügung gleichen Regelungsgehalts, die 
den Höchsttarif nach Anlage 1 festsetzt, bekannt-
gegeben haben und diese unanfechtbar geworden 
sind. Die Bekanntgabe erfolgt durch Veröffentli-
chung im jeweiligen Amtsblatt und mit Wirkung auf 
den dort genannten Termin.
7. Diese Allgemeinverfügung tritt am 31. Juli 2023 
außer Kraft. Sie kann durch Allgemeinverfügung 
verlängert, geändert oder aufgehoben werden. Der 
Landkreis Starnberg wird gemeinsam mit den an-
deren Aufgabenträgern im MVV bis zum 31. De-

zember 2021 über eine Nachfolgeregelung dieser 
Allgemeinverfügung befi nden bzw. die erforderli-
chen Maßnahmen ergreifen, um auch nach dem 
31. Juli 2023 eine nachhaltige Erbringung der Ver-
kehrsleistung durch die Verkehrsunternehmen un-
ter Geltung des MVV-Gemeinschaftstarifs sicher-
zustellen. 
8. Folgende Anlagen sind Bestandteil dieser Allge-
meinverfügung: 

Anlage 1: Tarifbestimmungen für das 
365-Euro-Ticket MVV, abrufbar unter 

https://lk-starnberg.de/av365euroticket
Anlage 2: Finanzierungsrichtlinie 365-Euro-

Ticket MVV, abrufbar unter 
https://lk-starnberg.de/av365euroticket

Gründe:

Der Freistaat Bayern, der Stadtrat der Landeshaupt-
stadt München sowie die Kreistage der Landkrei-
se Bad Tölz-Wolfratshausen, Dachau, Ebersberg, 
Erding, Freising, Fürstenfeldbruck, München und 
Starnberg haben der Einführung des 365-Euro-Ti-
cket MVV zugestimmt. Da die Umsetzung die-
ses neuen Angebotes nach den Prognosen der 
MVV GmbH, zu kalkulatorischen Mindereinnah-
men von bis zu 30 Millionen pro Jahr (Fortschrei-
bung entsprechend Anlage 2) führen kann und so-
mit nicht ohne Ausgleichsleistungen möglich ist 
(vgl. § 8a Abs. 1 Satz 2 Personenbeförderungs-
gesetz (PBefG)), haben der Freistaat Bayern, der 
Stadtrat der Landeshauptstadt München sowie die 
Kreistage der Landkreise Bad Tölz-Wolfratshausen, 
Dachau, Ebersberg, Erding, Freising, Fürstenfeld-
bruck, München und Starnberg beschlossen, den 
betroffenen Verkehrsunternehmen hierfür einen 
wirtschaftlichen Ausgleich bis zu einer Höhe von 
30 Millionen Euro pro Jahr zu gewähren, der Betrag 
von 30 Millionen Euro wird entsprechend der Finan-
zierungsrichtlinie 365-Euro-Ticket MVV (Anlage 2) 
fortgeschrieben. 
Als rechtliche Grundlage für die Ausreichung der 
Ausgleichsleistungen an die Verbundverkehrsun-
ternehmen im MVV erlässt der Landkreis Starn-
berg in seiner Funktion als Aufgabenträger für den 
allgemeinen ÖPNV gemäß Art. 8 Abs. 1 BayÖPN-
VG und gemäß Art. 8 Abs. 2 BayÖPNVG zuständi-
ge Behörde im Sinne der VO (EG) 1370/2007 in sei-
nem sachlichen und räumlichen Zuständigkeitsbe-
reich gemäß Art. 8a Abs. 2 i.V.m. Art. 3 Abs. 2 VO 
(EG) 1370/2007 eine Allgemeine Vorschrift in Form 
einer Allgemeinverfügung über die Festsetzung 
des MVV-Gemeinschaftstarif als Höchsttarif für al-
le Auszubildenden. Die gemeinwirtschaftliche Ver-
pfl ichtung geht über die in § 45a PBefG enthaltene 
gemeinwirtschaftliche Verpfl ichtung hinaus und im 
Rahmen des Ausgleichsverfahrens wird eine Dop-
pelfi nanzierung aufgrund Ausgleichsleistungen nach 
§ 45a PBefG und nach dieser Allgemeinverfügung 
vermieden. 
Er beachtet die Vorgaben des Rechts der Eu-
ropäischen Union nach Maßgabe der VO (EG) 
1370/2007 durch eine transparente und diskrimi-
nierungsfreie Ausreichung der Mittel an die Ver-
kehrsunternehmen und eine auf den fi nanziellen 
Nettoeffekt aus der Erfüllung der Tarifpfl icht be-
schränkte Gewährung von Ausgleichsleistungen.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb ei-
nes Monats nach Bekanntgabe Klage erhoben wer-
den bei dem 
Bayerischen Verwaltungsgericht in München, Post-
fach 20 05 43, 80005 München 
schriftlich, zur Niederschrift elektronisch in einer für 
den Schriftformersatz zugelassenen² Form. 
Die Klage muss den Kläger, den Beklagten (Land-
kreis Starnberg) und den Gegenstand des Klagebe-
gehrens bezeichnen und soll einen bestimmten An-
trag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tat-
sachen und Beweismittel sollen angegeben, die an-
gefochtene Allgemeinverfügung soll in Abschrift 
beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsät-
zen sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten 
beigefügt werden. 

Starnberg, 26.05.2020

Stefan Frey, Landrat

²Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfa-
cher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet kei-
ne rechtlichen Wirkungen! Nähere Informationen 
zur elektronischen Einlegung von Rechtsbehelfen 
entnehmen Sie bitte der Internetpräsenz der Baye-
rischen Verwaltungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bay-
ern.de).Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfah-
ren vor den Verwaltungsgerichten infolge der Kla-
geerhebung eine Verfahrensgebühr fällig.

Bekanntmachungen der Gemiende Gilching

 ◆ Widmung öffentlicher Verkehrsfl ächen

Folgende Wege/Teilstrecken werden gem. Art. 6 
Abs. 1 i.V.m. Art. 53 Nr. 3 BayStrWG als Eigentü-
merweg gewidmet:

Friedrichshafener Straße – Stichstraße
bestehend aus: Fl.Nr. 3239/4 tlw.
Anfangspunkt: Einmündung Friedrichshafener 
Straße
Endpunkt: Kreuzungsbereich der Werksgelän-
destraßen
Länge: 106 m

Die Verfügung ist zum 19.06.2020 vorgesehen.

Die Widmungsverfügung - sowie deren Lageplan 
hierzu - kann während der allgemeinen Dienststun-
den bei der Gemeinde Gilching im Bauamt, Rat-
hausplatz 1 in 82205 Gilching, Zimmer-Nr. O1.27 
in der Zeit vom 05.06.2020 bis einschließlich 
17.07.2020 eingesehen werden.

Gilching, 19.05.2020

Manfred Walter, Erster Bürgermeister

 ◆ 11. Teiländerung des Bebauungsplanes 

„Starnberger Weg“ für den Bereich 

Flurnummern 1453/2 sowie Teilfl äche aus 

1389, Gemarkung Gilching Satzungsbeschluss 

gemäß § 10 Abs. 1 BauGB

Der Haupt- und Bauausschuss des Gemeinderates 
hat in seiner Sitzung am 09.03.2020 den oben ge-
nannten Bebauungsplan als Satzung beschlossen.

Der Satzungsbeschluss ist nach § 10 Abs. 3 Satz 1 
BauGB ortsüblich bekannt zu machen.

Der Bebauungsplan liegt einschließlich Begrün-
dung und der zusammenfassenden Erklärung  ab 
Veröffentlichung dieser Bekanntmachung im

Rathaus der Gemeinde Gilching, Rathausplatz 1, 

Zimmer O1.15, 82205 Gilching

während der allgemeinen Dienststunden öffentlich 
aus und kann dort eingesehen werden.

Gemäß § 10 Abs. 3 Satz 4 BauGB tritt der Bebau-
ungsplan mit dieser Bekanntmachung in Kraft.

Nach § 215 Abs. 1 BauGB ist eine Verletzung von 
Vorschriften beim Zustandekommen eines Bebau-
ungsplanes unbeachtlich, wenn sie im Falle:
 - einer nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nrn. 1 bis 3 

BauGB beachtlichen Verletzung der dort be-
zeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,

 - einer unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 
BauGB beachtlichen Verletzung der Vorschriften 
über das Verhältnis des Bebauungsplanes und 
des Flächennutzungsplanes und/oder

 - von nach § 214 Abs. 3 S. 2 BauGB beacht-
lichen Mängeln des Abwägungsvorganges 
nicht schriftlich innerhalb eines Jahres seit 
Bekanntmachung des Bebauungsplanes gegen-
über der Gemeinde unter Darlegung des die 
Verletzung begründenden Sachverhalts geltend 
gemacht worden ist. Dies gilt entsprechend, 
wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a BauGB beacht-
lich sind.

Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 S. 1 und 2 
BauGB über die fristgerechte Geltendmachung et-
waiger Entschädigungsansprüche durch Antrag an 
den Entschädigungspfl ichtigen (§ 43 BauGB) im 
Falle der in den §§ 39 - 42 BauGB bezeichneten 
Vermögensnachteile und auf das nach § 44 Abs. 4 
BauGB mögliche Erlöschen der Ansprüche, wenn 
der Antrag nicht innerhalb der Frist von 3 Jahren 
gestellt wird, wird hingewiesen.

Gilching, 20.05.2020

Manfred Walter, Erster Bürgermeister
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